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Modernisierungsmaßnahmen. Dies wollen wir in diesem 
Heft mit einigen Objektberichten tun.

Die Anforderungen nach EnEV 2009 sollten heute bereits 
durchgängig gelebte Praxis sein. Zumal sie nur ein Schritt 
auf dem Weg zum Passivhaus-Standard sind, der bekann-
termaßen ab 2020 für den Neubau Standard sein wird. 
Wie es hierzu in der Ausbildung von Architekten steht 
zeigt beispielhaft der Bericht von Prof. Ludwig Rongen, der 
an der Hochschule Erfurt den Aufbaustudiengang zum 
Passivhausarchitekten leitet. 

Neben dem Hochbau liegt aber auch ein großes Poten-
zial zur Energieeinsparung und damit zur Reduzierung 
des CO2-Ausstoßes in den betriebstechnischen Anlagen. 
Bislang ist dieser Markt noch ohne klare Regelung. Einen 
Energieausweis, wie im Hochbau, gibt es hier nicht. Für 
die Wirtschaftlichkeit von produzierenden Unternehmen 
ist die Energieeffizienz ihrer Anlagen jedoch ein mitun-
ter überlebenswichtiges Argument. Das Forschungsin-
stitut für Wärmeschutz (FIW) hat daher zusammen mit 
dem Zentralverband des Deutschen Baugewerbes e. V. 
(ZDB) und mit Unterstützung führender Unternehmen 
aus Handwerk und Baustoffproduktion ein Förderprojekt 
„Energieeffizienz betriebstechnischer Anlagen“ initiiert. 
Lesen dazu in diesem Heft den ausführlichen Bericht von 
Dr. Martin Zeitler vom FIW.

Ich wünsche Ihnen bei der Lektüre der wksb Nr. 64 viel 
Freude und Anregung.

Ihr Michael Wörtler

Herausgeber und Vorstandsvorsitzender 
der SAINT-GOBAIN ISOVER G+H AG 
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Liebe Leserinnen und Leser,

Energieeffizienz und Nachhaltigkeit gehören zu den Top-
Themen in Deutschland. Dennoch fragt sich der geneigte 
Betrachter, warum es immer noch eine so enorm große 
Anzahl an Gebäuden und betriebstechnischen Anlagen 
gibt, die einen sehr schlechten energetischen Zustand auf-
weisen. An den Lösungen für energetische Verbesserun-
gen kann es nicht liegen. Der Markt bietet dazu eine Fülle 
von Systemen an, die fortlaufend ergänzt werden durch 
Neuentwicklungen und Produktoptimierungen. Welche 
Hilfestellung erwartet der Markt in diesem Thema? Das 
Handwerk hat zwischenzeitlich gelernt, sich auf den Mo-
dernisierungsmarkt einzustellen und seine Mitarbeiter 
dahingehend weiter zu qualifizieren. Die KfW-Fördermit-
tel wurden in jüngster Vergangenheit spürbar gestrichen, 
aber sind solche finanziellen Anreize wirklich erforderlich, 
zumal Energieeinsparung bei knapper werdenden Res-
sourcen und steigenden Preisen auch einen gewissen fi-
nanziellen Anreiz darstellen?

Es ist bedauerlich, dass für Hochbau und betriebstech-
nische Anlagen bislang noch keine konzertierte Markt-
bearbeitung gelungen ist. Architekten- und Ingenieur- 
kammern, Handwerkerverbände, Fachhandel und Bau-
stoffhersteller gehen nahezu ausnahmslos noch getrenn-
te Wege. Die Vielzahl der verschiedenen „Energieberater“, 
die sich durch eine Fülle unterschiedlicher Ausbildungs-
gänge qualifizieren, ist verwirrend. Der Leidtragende ist 
der Haus- und Anlagenbesitzer. Ihm fehlen die eindeuti-
gen Ansprechpartner, die ihm eine objektive Beratung und 
Planung der erforderlichen Maßnahmen anbieten kön-
nen. Das führt letztlich dazu, dass gar keine Maßnahmen 
umgesetzt werden. Schließlich geht gerade in wirtschaft-
lichen unsicheren Zeiten kein Entscheider ein vermeidba-
res Risiko einer Investition ein. Auch wenn diese Investiti-
on unter Umständen das wirtschaftliche Risiko verringern 
könnte. 

Unser aktuelles Titelthema befasst sich mit der Energie-
EinsparVerordnung (EnEV) 2009 und resümiert die bis 
heute gesammelten Erfahrungen. Dabei haben wir nicht 
nur die Macher und Experten der EnEV um ihre Sicht ge-
beten, sondern auch Fachleute, die mit der praktischen 
Umsetzung befasst sind, zu Wort kommen lassen. Letzt-
lich sind es die zahlreichen Fachleute, die in der tägli-
chen Praxis die EnEV umsetzen müssen. Und das ist bei 
der vorhandenen Marktstruktur in Deutschland mit dem 
überwiegenden Anteil an Modernisierungsmaßnahmen 
weitaus schwieriger, als im reinen Neubaubereich. Wich-
tig erscheint immer wieder die Darstellung gelungener 
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Ein Jahr EnEV 2009 - Stand und Perspektiven
Prof. Dr.-Ing. Anton Maas*

* Prof. Dr.-Ing. Anton Maas, Universität Kassel

1. Hintergrund der EnEV 2009
Die Rahmenbedingungen für Anpassungen der Anforde-
rungen in den Bereichen Energieeffizienz und erneuerbare 
Energien im Gebäudebereich basieren auf politischen Vorga-
ben, die in der EU abgestimmt sind. Hierbei wird gefordert, 
dass die Senkung der Treibhausgase bis 2020 um mindes-
tens 20 % zu erfolgen hat, die mit einer Verbesserung der 
Energieeffizienz um wenigstens 20 % einhergeht, und es 
wird ein verbindliches Ziel formuliert, den Anteil erneuerba-
rer Energien am Energieverbrauch der EU bis 2020 um 20 
% zu erhöhen. Die Umsetzungen neuer Energieeffizienzan-
forderungen im Gebäudebereich erfolgen in Deutschland 
über Novellierungen der Energieeinsparverordnung. Eine 
Verbesserung des Anforderungsniveaus um 30 % ist für 
2009 bereits umgesetzt - die Verordnung ist am 1. Oktober 
2009 in Kraft getreten [1]. Für 2012 ist eine weitere Neufas-
sung der EnEV vorgesehen, verbunden mit einer weiteren 
Anpassung der Anforderungen um bis zu 30 %. 

Für Wohngebäude geht die Novellierung in 2009 mit der 
Einführung des so genannten „Referenzgebäude-Verfah-
rens“ einher, das einen verbesserten Wärmeschutzstandard 
in Verbindung mit einer effizienteren Heizungstechnik 
vorgibt. Im Wohngebäudebereich werden - vorbehaltlich 
der Prüfung der Wirtschaftlichkeitskriterien gemäß Ener-
gieeinsparungsgesetz [2] - in 2012 weitere Verbesserun-
gen des baulichen Wärmeschutzes und anlagentechnische 
Maßnahmen umzusetzen sein. Im Falle der Nichtwohnge-
bäude führen die Verschärfungen der Referenzbau- und 
Referenzanlagentechnik - ausgehend vom Niveau EnEV 
2007 bzw. EnEV 2009 - zu den genannten Reduktionen 
des Primärenergiebedarfs. Auch im Gebäudebestand wer-
den Verschärfungen vorgesehen. Dies betrifft Einzelanfor-
derungen für Bauteile im Gebäudebestand, Anpassungen 
der Nachrüstverpflichtungen sowie die Außerbetriebnahme 
von Nachtspeichersystemen.

Wesentliche Änderungen der EnEV 2009 gegenüber der 
Vorgängerverordnung (EnEV 2007) betreffen neben der Ver-
schärfung der Anforderungen die Stärkung des Vollzuges 
sowie die schrittweise Außerbetriebnahme elektrischer Spei-
cherheizsysteme. Neu eingeführt wird die Möglichkeit der An-
rechenbarkeit von Strom aus erneuerbaren Energien. Darüber 
hinaus werden die normativen Grundlagen für die Berech-
nung des Energiebedarfs von Wohngebäuden erweitert und es 
wird das Referenzgebäude-Verfahren für Wohngebäude ein-
geführt. Im Weiteren soll auf die wesentlichen Neuerungen 

der EnEV 2009, auftretende Schwierigkeiten und Lösungs-
ansätze sowie Perspektiven für Fortschreibungen der Verord-
nung eingegangen werden.

2. Anforderungen und Konsequenzen im 
Neubaubereich

2.1 Das Referenzgebäude-Verfahren
Mit der Energieeinsparverordnung 2009 wird für Wohnge-
bäude ein neues Anforderungsmodell eingeführt. Die Vor-
gabe einer Referenzbautechnik in Verbindung mit einer Re-
ferenzanlagentechnik führt zu einem Referenzgebäude aus 
dem der maximal zulässige Jahres-Primärenergiebedarf 
eines Gebäudes resultiert. Die Formulierung der Anfor-
derungen über das Referenzgebäude-Verfahren geschieht 
wie folgt: Unter Zugrundelegung der geplanten Gebäude-
geometrie (Gebäudevolumen und Hüllfläche), der geplan-
ten Gebäudeausrichtung und der Fenstergrößen wird die 
Gebäudehülle mit einer bestimmten Ausführung des bau-
lichen Wärmeschutzes und mit einer bestimmten vorge-
gebenen Anlagentechnik ausgestattet. Berechnet man den 
Jahres-Primärenergiebedarf dieses Gebäudes, so resultiert 
ein spezifischer Anforderungswert, der maximal zulässige 
Jahres-Primärenergiebedarf. Dieser zulässige Jahres-Pri-
märenergiebedarf ist nun von dem tatsächlich zu errich-
tenden Gebäude mit der tatsächlich geplanten baulichen 
Ausführung und der tatsächlich geplanten Anlagentechnik 

einzuhalten bzw. zu unterschreiten. Der beschriebene Ab-
lauf ist in Bild 1 schematisch dargestellt. 
Die bauliche Ausführung des Referenzgebäudes „Wohnge-
bäude“ ist in Tabelle 1 aufgeführt. Eine grafische Darstel-
lung aller wesentlichen Komponenten des Referenzgebäu-
des - auch die anlagentechnischen Elemente - zeigt Bild 2. 

bild 1: Das Referenzgebäudeverfahren - Schritte im Nach-
weisverfahren gemäß EnEV 2009.
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bild 2: Schematische Darstellung der wesentlichen Komponenten der Referenzausführung für Wohngebäude

 
Zeile Bauteil/System Referenzausführung bzw. Wert 

(Maßeinheit) 

1.1 Außenwand, Geschossdecke gegen 
Außenluft U = 0,28 W/(m² K) 

1.2 Außenwand gegen Erdreich, 
Bodenplatte, Wände und Decken zu 
unbeheizten Räumen (außer solche 
nach Zeile 1.1) 

U = 0,35 W/(m² K) 

1.3 Dach, oberste Geschossdecke, 
Wände zu Abseiten U = 0,20 W/(m² K) 

1.4 Fenster, Fenstertüren Uw = 1,30 W/(m² K); g = 0,60 

1.5 Dachflächenfenster U = 1,4 W/(m² K); g = 0,60 

1.6 Lichtkuppeln U = 2,7 W/(m² K); g = 0,64 

1.7 Außentüren U = 1,8 W/(m² K) 

2 Wärmebrückenzuschlag (Bauteile 
nach 1.1 bis 1.7) ∆UWB = 0,05 W/(m² K) 

3 Luftdichtheit der Gebäudehülle Bei Berechnung nach  
• DIN V 4108-6:2003-06: mit Dichtheitsprüfung 
• DIN V 18599-2: 2007-02: nach Kategorie I 

 tabelle 1: Bauliche Ausführung des Referenzgebäudes „Wohngebäude“ gemäß EnEV 2009
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schlüssig - die Hauptanforderung resultiert aus einer 
Referenzausführung, die Nebenanforderung pauschal 
gebäudebezogen.

3. Der Gebäude-Entwurf findet im Hinblick auf die Ge-
bäudeorientierung und die Gebäude-Kompaktheit keine 
Berücksichtigung im Anforderungsniveau.

Insbesondere der unter 1. genannte Nachteil ist mit Blick 
auf die Anlagentechnik schwerwiegend, zumal durch die 
Anforderungen des Erneuerbare-Energien-Wärmegesetzes 
[6] die Neigung gesteigert werden dürfte, die Referenzan-
lage als solche in die Planung zu übernehmen. Aus die-
sem Grunde müsste geprüft werden, ob das Verfahren 
nicht durch das Angebot mehrerer Referenzanlagen oder 
durch Einführung einer allgemeinen Anforderung an die 
Anlagentechnik (Aufwandszahl - mit der zu klärenden Fra-
gestellung, wie dies unter Einsatz von DIN V 18599 gesche-
hen kann) weiter entwickelt werden kann.

Zur Verbesserung des unter 2. aufgeführten Kritikpunktes 
kann künftig im Rahmen der EnEV-Fortschreibung auf die 
Regelungen der KfW-Förderung zurückgegriffen werden (s. 
nächster Abschnitt). 
In der EnEV 2007 waren Einflüsse des Gebäudeentwurfs 
implizit enthalten. Eine ungünstige Gebäudeausrichtung 
führte in jedem Fall zu einem ungünstigeren (höheren) 
Jahres-Primärenergiebedarf. Auch die Gebäude-Kompakt-
heit ist eingeflossen, wobei zu berücksichtigen ist, dass die 
Anforderungsgröße auch von der Gebäude-Kompaktheit 
abhängig war. Ein möglicher Ansatz zur Einbeziehung der 
Gebäudeorientierung in das Referenzgebäude-Verfahren 
und eine damit verbundene Lösung der unter 3. genann-
ten Schwachstelle wäre, im Referenzfall generell die Ost/
West-Orientierung aller Fassaden anzusetzen.  Eine solche 
Einbeziehung der Gebäudeorientierung ist vergleichsweise 
einfach umsetzbar, sowohl hinsichtlich der Formulierung 
in der EnEV als auch im Hinblick auf die Transparenz 
für den Anwender. Das gilt insbesondere, da in der Regel 
eine „Belohnung“ resultiert. Eine Möglichkeit zur Berück-
sichtigung der Gebäude-Kompaktheit bestünde darin, im 
Referenzfall eine Korrektur der U-Werte vorzunehmen, 
beispielsweise in Abhängigkeit von dem Verhältnis wär-
meübertragende Hüllfläche zur Gebäudenutzfläche (AN). 
 
Vorteil der Ansätze ist, dass der Einfluss des Gebäudeent-
wurfs im öffentlich-rechtlichen Nachweis sichtbar wird. Die 
Transparenz des Referenzgebäudes und die damit verbun-
dene „direkte Baubarkeit“ ginge allerdings verloren.

2.2 Nebenanforderung an den baulichen 
Wärmeschutz
Zusätzlich zu den genannten Anforderungen an den Jah-
res-Primärenergiebedarf wird der spezifische Transmissi-
onswärmeverlust HT' begrenzt. Diese Größe, die eine Min-

Das Referenzgebäude-Verfahren wurde in der EnEV 2007 
erstmals für den Bereich der Nichtwohngebäude einge-
führt. Aus der Notwendigkeit, Vorgaben für einen maximal 
zulässigen Jahres-Primärenergiebedarf formulieren zu 
müssen, die für die Vielzahl möglicher unterschiedlicher 
Nutzungen von Nichtwohngebäuden zielführend und aus-
gewogen sind, wurde der Ansatz gewählt. Auch mit Blick 
auf Erfahrungen in EU-Nachbarländern (z. B. Frankreich) 
erschien die Einführung des Verfahrens für Nichtwohnge-
bäude nicht nur sinnvoll, sondern praktisch unumgänglich. 
Im Zuge einer Harmonisierung der Anforderungsmodelle 
wurde in der EnEV 2009 das Referenzgebäude-Verfahren 
auch für Wohngebäude vorgegeben. Dies geschah insbe-
sondere auch, um eine Möglichkeit zu schaffen, alternative 
Berechnungsverfahren für den Nachweis zuzulassen - DIN 
V 18599 [3] und DIN V 4108-6 [4] in Verbindung mit DIN 
V 4701-10 [5].

Vorzüge und Schwachstellen des Referenzgebäude-Ver-
fahrens in der EnEV 2009 können wie folgt beschrieben 
werden:

Allgemeine Vorzüge des Referenzgebäude-Verfahrens:

1. Verschiedene Nachweisverfahren können zur Anwen-
dung kommen.

2. Eine genaue Einstellung wirtschaftlich vertretbarer An-
forderungen ist möglich.

3. Das Verfahren gibt unmittelbar einen praktisch umsetz-
baren Vorschlag zur Ausführung der Bau- und Anlagen-
technik (mit zusätzlicher Beachtung der Nebenanforde-
rung).

4. Die Einheitlichkeit hinsichtlich der Methode zur Herlei-
tung von Anforderungen für Wohngebäude und Nicht-
wohngebäude wird geschaffen.

Allgemeine Schwachstellen des Referenzgebäude-Verfah-
rens:

1. Der exemplarische Ausführungsvorschlag der Referenz 
kann als Vorgabe missverstanden werden, dadurch blei-
ben

→	die gewünschten Kompensationsspielräume zugun- 
sten wirtschaftlicher und energetischer Optimierun- 
gen ungenutzt,

→	wird ggf. der Anspruch an intelligente Planung re-  
duziert,

→		bleiben insbesondere im anlagentechnischen Bereich
auch wirtschaftliche erschließbare Potentiale ggf. 
ungenutzt.

2. Die Anforderungsstruktur ist hinsichtlich des Zusam-
menspiels von Haupt- und Nebenanforderung nicht 

tIteLtHeMA |
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besonders auffallend: Für Gebäude, die dicht an der un-
teren Grenze Kategorie liegen (nahe 350 m² AN), sind die 
Verschärfungen minimal, während die Anforderungen 
mit steigender Größe (und damit einhergehender besserer 
Kompaktheit) deutlicher angehoben werden. 

1aV1 AN=172,8 m² 1aV2 AN=172,8 m²

1bV1 AN=368,6 m² 1bV2 AN=1658,9 m²

2V1 AN=172,8 m² 2V2 AN=17,8 m²

destqualität des baulichen Wärmeschutzes sicherstellen 
soll, wird abhängig von Gebäudetyp und -größe vorgegeben 
(s. Tabelle 2).

Der Vergleich der Anforderungen an HT' nach EnEV 2007 
und EnEV 2009 zeigt im Wesentlichen eine starke Abhän-
gigkeit der Verschärfungen von der Gebäude-Kompaktheit, 
die sich insbesondere mit steigendem Gebäudevolumen 
erhöht. Je kompakter ein Gebäude ist (je kleiner also das 
A/V-Verhältnis), umso deutlicher fällt die Anforderungsver-
schärfung aus (Bild 3). 

Im Vergleich der Gebäudekategorien 1a und 2 sind die 
einseitig angebauten Gebäude (Kategorie 2) grundsätzlich 
etwas weniger von den Verschärfungen betroffen, eine An-
näherung ergibt sich bei den gewählten Beispielen gemäß 
Bild 4 durch das äußerst kleine A/V-Verhältnis von 2V1 und 
2V2 auf Grund der sehr großen Schnittfläche zum Nach-
bargebäude. 
Für größere freistehende Gebäude (1a) ist der Effekt einer 
Anforderungsverschärfung bei verbesserter Kompaktheit 
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Zeile Gebäudetyp Höchstwert des spezifischen 

Transmissionswärmeverlusts 

Mit AN ≤ 350m² HT
' = 0,40 W/(m2·K) 1 Freistehendes 

Wohngebäude  
mit AN > 350m² HT

' = 0,50 W/(m2·K) 

2 Einseitig angebautes Wohngebäude 
(z.B. Reihenendhaus) HT

' = 0,45 W/(m2·K) 

3 alle anderen Wohngebäude (z.B. 
Reihenmittelhaus) HT

' = 0,65 W/(m2·K) 

4 Erweiterungen und Ausbauten von 
Wohngebäuden gemäß § 9 Abs. 5  HT

' = 0,65 W/(m2·K) 

 tabelle 2: Höchstwerte des spezifischen, auf die wärmeübertragende Umfassungsfläche bezogenen Transmissionswärmeverlusts 
gemäß EnEV 2009
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EnEV '07

EnEV '09: '07 - 15%

EnEV '09 - freist. Wohngeb. klein

EnEV '09 - freist. Wohngeb. groß

EnEV '09 - eins. angeb. Wohngeb.

EnEV '09 - alle anderen Fälle

bild 3: Maximal zulässiger Transmissionswärmeverlust in Ab-
hängigkeit vom A/Ve-Verhältnis bzw. vom Gebäudetyp

bild 4: Schematische Darstellung der untersuchten Gebäudetypen


